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denen unter anderem die Notwendigkeit erhöhter Transparenz
hervorgehoben und die Wichtigkeit vertrauensbildender Maß-
nahmen als Mittel zur Erreichung des Ziels der Verhütung ei-
nes Wettrüstens im Weltraum bekräftigt wurde,

sowie unter Hinweis auf den Bericht des Generalsekretärs
vom 15. Oktober 1993 an die Generalversammlung auf ihrer
achtundvierzigsten Tagung, dessen Anhang die Studie von Re-
gierungssachverständigen über die Anwendung vertrauensbil-
dender Maßnahmen im Weltraum enthält118, 

Kenntnis nehmend von der konstruktiven Aussprache der
Abrüstungskonferenz über dieses Thema im Jahr 2006,

1. bittet alle Mitgliedstaaten, dem Generalsekretär vor
ihrer zweiundsechzigsten Tagung konkrete Vorschläge für in-
ternationale Maßnahmen zur Förderung der Transparenz und
zur Vertrauensbildung bei Weltraumtätigkeiten vorzulegen,
im Interesse der Wahrung des Weltfriedens und der interna-
tionalen Sicherheit und der Förderung der internationalen Zu-
sammenarbeit sowie der Verhütung eines Wettrüstens im
Weltraum;

2. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung einen Bericht vor-
zulegen, der einen Anhang mit konkreten Vorschlägen der
Mitgliedstaaten für internationale Maßnahmen zur Förderung
der Transparenz und zur Vertrauensbildung bei Weltraumtä-
tigkeiten enthält;

3. beschließt, den Punkt „Transparenz und vertrauens-
bildende Maßnahmen bei Weltraumtätigkeiten“ in die vorläu-
fige Tagesordnung ihrer zweiundsechzigsten Tagung aufzu-
nehmen.

RESOLUTION 61/76

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 179 Stimmen bei 1 Gegenstimme und keiner Ent-
haltung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)119:

Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Ba-
hamas, Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin,
Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bul-
garien, Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Däne-
mark, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, Ecuador,
ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fi-
dschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Grie-
chenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien,
Irak, Iran (Islamische Republik), Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Je-
men, Jordanien, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Ka-
tar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Lao-
tische Volksdemokratische Republik, Lesotho, Lettland, Libanon, Liberia, Li-
bysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Ma-
laysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikro-
nesien (Föderierte Staaten von), Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mo-
sambik, Myanmar, Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande,
Niger, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-
Neuguinea, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ru-
anda, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Ma-
rino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, Senegal, Ser-
bien, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts
und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, Surina-
me, Swasiland, Syrische Arabische Republik, Tadschikistan, Thailand, Timor-
Leste, Togo, Tonga, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik, Tu-
nesien, Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan,
Vanuatu, Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Arabische Emirate, Ver-
einigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordir-
land, Vietnam, Zentralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Vereinigte Staaten von Amerika.
Enthaltung: Keine.

61/76. Festigung des Friedens durch konkrete Abrü-
stungsmaßnahmen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 51/45 N vom 10. De-
zember 1996, 52/38 G vom 9. Dezember 1997, 53/77 M vom
4. Dezember 1998, 54/54 H vom 1. Dezember 1999, 55/33 G
vom 20. November 2000, 56/24 P vom 29. November 2001
und 57/81 vom 22. November 2002, ihren Beschluss 58/519
vom 8. Dezember 2003 und ihre Resolution 59/82 vom 3. De-
zember 2004 mit dem Titel „Festigung des Friedens durch
konkrete Abrüstungsmaßnahmen“,

überzeugt, dass ein umfassendes und integriertes Herange-
hen an bestimmte konkrete Abrüstungsmaßnahmen häufig ei-
ne Voraussetzung für die Wahrung und Festigung des Friedens
und der Sicherheit ist und somit eine Grundlage für eine wirk-
same Friedenskonsolidierung in der Konfliktfolgezeit bildet;
solche Maßnahmen umfassen die Einsammlung und verant-
wortungsvolle Beseitigung, vorzugsweise durch Vernichtung,
von Waffen, die durch unerlaubten Handel oder unerlaubte
Herstellung beschafft wurden, sowie von Waffen und Muni-
tion, die von den zuständigen nationalen Behörden als über-
schüssig deklariert wurden, insbesondere von Kleinwaffen
und leichten Waffen, sofern nicht eine andere Form der Besei-
tigung oder Nutzung offiziell genehmigt wurde und vorausge-
setzt, dass solche Waffen ordnungsgemäß gekennzeichnet und
registriert wurden, sowie vertrauensbildende Maßnahmen, die
Entwaffnung, Demobilisierung und Wiedereingliederung ehe-
maliger Kombattanten, Minenräumung und Umrüstung,

118 A/48/305 und Corr.1.
119 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Äthiopien, Afghanistan, Albanien, Andorra, An-
gola, Antigua und Barbuda, Argentinien, Armenien, Australien, Bangla-
desch, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien,
Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland,
Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien, El Salvador, Eritrea, Estland, Finnland, Frankreich, Gabon,
Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea, Haiti,
Honduras, Indien, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Ja-
pan, Kambodscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia,
Kirgisistan, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein,
Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Mali, Malta, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mo-
sambik, Nauru, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria,
Norwegen, Österreich, Paraguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Re-
publik Korea, Rumänien, Russische Föderation, Salomonen, Sambia, San
Marino, Schweden, Schweiz, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Singa-
pur, Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und
die Grenadinen, Südafrika, Swasiland, Timor-Leste, Togo, Trinidad und
Tobago, Tschechische Republik, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uru-
guay, Usbekistan, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes Königreich
Großbritannien und Nordirland und Zypern.
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mit Befriedigung feststellend, dass sich die internationale
Gemeinschaft mehr denn je der Bedeutung derartiger konkre-
ter Abrüstungsmaßnahmen bewusst ist, insbesondere in An-
betracht der zunehmenden Probleme, die durch die exzessive
Ansammlung und unkontrollierte Verbreitung von Kleinwaf-
fen und leichten Waffen, einschließlich ihrer Munition, entste-
hen, welche eine Bedrohung des Friedens und der Sicherheit
darstellen und die Aussichten auf wirtschaftliche Entwicklung
in vielen Regionen verringern, insbesondere in Postkonflikt-
situationen,

betonend, dass weitere Anstrengungen erforderlich sind,
um im Rahmen von Entwaffnungs-, Demobilisierungs- und
Wiedereingliederungsmaßnahmen konkrete Abrüstungspro-
gramme auszuarbeiten und in den betroffenen Gebieten wirk-
sam umzusetzen und so von Fall zu Fall die Bemühungen um
Friedenssicherung und -konsolidierung zu ergänzen,

mit Dank Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene-
ralsekretärs über die Verhütung bewaffneter Konflikte120, in
dem unter anderem auf die Rolle hingewiesen wird, die die
Verbreitung und der unerlaubte Transfer von Kleinwaffen und
leichten Waffen bei der Verschärfung und Verlängerung von
Konflikten spielen,

Kenntnis nehmend von der Erklärung des Präsidenten des
Sicherheitsrats vom 31. August 2001121, in der unterstrichen
wird, wie wichtig konkrete Abrüstungsmaßnahmen im Kon-
text bewaffneter Konflikte sind, und im Hinblick auf Entwaff-
nungs-, Demobilisierungs- und Wiedereingliederungspro-
gramme betont wird, wie wichtig es ist, Maßnahmen zu ergrei-
fen, um die Sicherheitsrisiken einzugrenzen, die sich aus dem
Einsatz von unerlaubten Kleinwaffen und leichten Waffen er-
geben,

sowie Kenntnis nehmend von dem mit Unterstützung der
Gruppe von Regierungssachverständigen für Kleinwaffen er-
stellten Bericht des Generalsekretärs122 und insbesondere von
den darin enthaltenen Empfehlungen als einem wichtigen Bei-
trag zu dem Prozess der Festigung des Friedens durch konkrete
Abrüstungsmaßnahmen,

unter Begrüßung der Tätigkeit des Koordinierungsmecha-
nismus für Maßnahmen gegen Kleinwaffen, der vom General-
sekretär geschaffen wurde, um ein ganzheitliches und multi-
disziplinäres Herangehen an dieses komplexe und vielschich-
tige weltweite Problem zu gewährleisten und mit den nicht-
staatlichen Organisationen bei der Durchführung von konkre-
ten Abrüstungsmaßnahmen zusammenzuarbeiten,

sowie unter Begrüßung der Berichte der vom 7. bis 11. Juli
2003123 beziehungsweise vom 11. bis 15. Juli 2005124 in New
York abgehaltenen ersten und zweiten Zweijährlichen Tagung

der Staaten zur Prüfung der Durchführung des Aktionspro-
gramms zur Verhütung, Bekämpfung und Beseitigung des un-
erlaubten Handels mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter
allen Aspekten sowie des Berichts der Offenen Arbeitsgruppe
zur Aushandlung eines internationalen Rechtsinstruments zur
Ermöglichung der rechtzeitigen und zuverlässigen Identifika-
tion und Rückverfolgung illegaler Kleinwaffen und leichter
Waffen durch die Staaten125,

1. betont die besondere Bedeutung der „Richtlinien für
die konventionelle Rüstungskontrolle/-begrenzung und Abrü-
stung, unter besonderer Berücksichtigung der Festigung des
Friedens im Kontext der Resolution 51/45 N“, die von der Ab-
rüstungskommission auf ihrer Arbeitstagung 1999 im Kon-
sens verabschiedet wurden126;

2. nimmt Kenntnis von dem gemäß Resolution 59/82
vorgelegten Bericht des Generalsekretärs über die Festigung
des Friedens durch konkrete Abrüstungsmaßnahmen122 und er-
mutigt die Mitgliedstaaten sowie die regionalen Abmachun-
gen und Einrichtungen abermals, die Umsetzung der darin ent-
haltenen Empfehlungen zu unterstützen;

3. betont, wie wichtig es ist, dass in die auf Grund eines
Mandats der Vereinten Nationen eingesetzten Friedenssiche-
rungsmissionen gegebenenfalls und mit Zustimmung des
Gaststaates konkrete Abrüstungsmaßnahmen aufgenommen
werden, um in Verbindung mit Entwaffnungs-, Demobilisie-
rungs- und Wiedereingliederungsprogrammen für ehemalige
Kombattanten gegen das Problem des unerlaubten Handels mit
Kleinwaffen und leichten Waffen vorzugehen, mit dem Ziel,
eine integrierte umfassende und wirksame Strategie des Waf-
fenmanagements zu fördern, die zu einem tragfähigen Frie-
denskonsolidierungsprozess beitragen würde;

4. begrüßt die Tätigkeiten, die die Gruppe interessierter
Staaten durchgeführt hat, und bittet die Gruppe, auch weiterhin
auf der Grundlage der aus früheren Abrüstungs- und Friedens-
konsolidierungsprojekten gewonnenen Erfahrungen neue
konkrete Abrüstungsmaßnahmen zur Festigung des Friedens
zu fördern, insbesondere die von den betroffenen Staaten
selbst, den regionalen und subregionalen Organisationen so-
wie den Organisationen der Vereinten Nationen ergriffenen
oder ausgearbeiteten Maßnahmen;

5. ermutigt die Mitgliedstaaten, namentlich die Gruppe
interessierter Staaten, den Generalsekretär, die zuständigen in-
ternationalen, regionalen und subregionalen Organisationen,
im Einklang mit Kapitel VIII der Charta der Vereinten Natio-
nen, sowie die nichtstaatlichen Organisationen auch weiterhin
dabei zu unterstützen, den Ersuchen von Mitgliedstaaten um
die Einsammlung und Vernichtung von Kleinwaffen und
leichten Waffen, einschließlich ihrer Munition, in Postkon-
fliktsituationen nachzukommen;

6. begrüßt die erzielten Synergien im Rahmen des in-
teressengruppenübergreifenden Prozesses, der Regierungen,120 A/55/985-S/2001/574 und Corr.1.

121 S/PRST/2001/21; siehe Resolutionen und Beschlüsse des Sicherheits-
rats, 1. Januar 2001 - 31. Juli 2002.
122 A/61/288.
123 A/CONF.192/BMS/2003/1.
124 A/CONF.192/BMS/2005/1.

125 A/60/88 und Corr.2. 
126 Official Records of the General Assembly, Fifty-fourth Session, Sup-
plement No. 42 (A/54/42), Anhang III. 
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das System der Vereinten Nationen, regionale und subregio-
nale Organisationen und Institutionen sowie nichtstaatliche
Organisationen umfasst, bei der Unterstützung konkreter Ab-
rüstungsmaßnahmen und des Aktionsprogramms zur Verhü-
tung, Bekämpfung und Beseitigung des unerlaubten Handels
mit Kleinwaffen und leichten Waffen unter allen Aspekten127,
insbesondere unter anderem mit Hilfe des Koordinierungsme-
chanismus für Maßnahmen gegen Kleinwaffen;

7. dankt dem Generalsekretär für seinen Bericht über
die Durchführung der Resolution 59/82122, unter Berücksich-
tigung der diesbezüglichen Tätigkeiten der Gruppe interessier-
ter Staaten;

8. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs über Abrü-
stungs- und Nichtverbreitungserziehung128 sowie seinen Be-
richt über das Informationsprogramm der Vereinten Nationen
über Abrüstung129; 

9. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
die Durchführung konkreter Abrüstungsmaßnahmen vorzule-
gen, unter Berücksichtigung der diesbezüglichen Tätigkeiten
der Gruppe interessierter Staaten;

10. beschließt, den Punkt „Festigung des Friedens durch
konkrete Abrüstungsmaßnahmen“ in die vorläufige Tagesord-
nung ihrer dreiundsechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 61/77

Verabschiedet auf der 67. Plenarsitzung am 6. Dezember 2006, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 158 Stimmen ohne Gegenstimme bei 21 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/394, Ziff. 108)130:

Dafür: Afghanistan, Albanien, Andorra, Angola, Antigua und Barbuda, Ar-
gentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, Bangla-
desch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und
Herzegowina, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi,
Chile, China, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Deutschland, Dominica, Do-
minikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedo-
nien, El Salvador, Eritrea, Estland, Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, Geor-
gien, Ghana, Grenada, Griechenland, Guatemala, Guinea, Guyana, Haiti, Hon-
duras, Indien, Indonesien, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kambo-
dscha, Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kasachstan, Kenia, Kirgisistan, Kolumbi-
en, Kongo, Kroatien, Kuba, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho,
Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Malawi, Malaysia, Maledi-
ven, Mali, Malta, Marshallinseln, Mauretanien, Mauritius, Mexiko, Mikronesien
(Föderierte Staaten von), Moldau, Monaco, Mongolei, Montenegro, Mosambik,
Namibia, Nauru, Nepal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Niger, Nigeria,
Norwegen, Österreich, Pakistan, Palau, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay,
Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien, Russi-
sche Föderation, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, São Tomé und Prín-
cipe, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur,
Slowakei, Slowenien, Spanien, Sri Lanka, St. Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vin-
cent und die Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasiland, Tadschikistan, Thai-
land, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tschad, Tschechische Republik,
Türkei, Turkmenistan, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Usbekistan, Vanuatu,
Venezuela (Bolivarische Republik), Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes
Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika, Zen-
tralafrikanische Republik, Zypern.

Dagegen: Keine.
Enthaltungen: Algerien, Ägypten, Bahrain, Dschibuti, Irak, Iran (Islamische

Republik), Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuwait, Libanon, Libysch-Arabi-
sche Dschamahirija, Marokko, Myanmar, Oman, Saudi-Arabien, Sudan, Syrische
Arabische Republik, Tunesien, Vereinigte Arabische Emirate.

61/77. Transparenz auf dem Gebiet der Rüstung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 46/36 L vom 9. De-
zember 1991, 47/52 L vom 15. Dezember 1992, 48/75 E vom
16. Dezember 1993, 49/75 C vom 15. Dezember 1994,
50/70 D vom 12. Dezember 1995, 51/45 H vom 10. Dezember
1996, 52/38 R vom 9. Dezember 1997, 53/77 V vom 4. De-
zember 1998, 54/54 O vom 1. Dezember 1999, 55/33 U vom
20. November 2000, 56/24 Q vom 29. November 2001, 57/75
vom 22. November 2002, 58/54 vom 8. Dezember 2003 und
60/226 vom 23. Dezember 2005 mit dem Titel „Transparenz
auf dem Gebiet der Rüstung“,

nach wie vor die Auffassung vertretend, dass mehr Trans-
parenz auf dem Gebiet der Rüstung maßgeblich zur Vertrau-
ensbildung und Sicherheit zwischen den Staaten beiträgt und
dass die Schaffung des Registers der Vereinten Nationen für
konventionelle Waffen131 einen wichtigen Schritt zur Förde-
rung der Transparenz in militärischen Angelegenheiten dar-
stellt,

den zusammengefassten Bericht des Generalsekretärs über
das Register132 begrüßend, der die Antworten der Mitgliedstaa-
ten für das Jahr 2005 enthält,

127 Siehe Report of the United Nations Conference on the Illicit Trade in
Small Arms and Light Weapons in All Its Aspects, New York, 9–20 July
2001 (A/CONF.192/15), Kap. IV, Ziff. 24. In Deutsch verfügbar unter
http://www.un.org/Depts/german/conf/ac192-15.pdf. 
128 A/61/169 und Add.1.
129 A/61/215.
130 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Äquatorialguinea, Albanien, Andorra, Antigua
und Barbuda, Argentinien, Armenien, Australien, Bangladesch, Belgien,
Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien,
Bulgarien, Burkina Faso, Chile, Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich,
Gabun, Ghana, Griechenland, Guatemala, Guinea-Bissau, Guyana, Haiti,
Honduras, Irland, Island, Israel, Italien, Jamaika, Japan, Kanada, Kasach-
stan, Kenia, Kolumbien, Komoren, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland,
Liberia, Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, Ma-
laysia, Malta, Mikronesien (Föderierte Staaten von), Moldau, Monaco,
Mongolei, Montenegro, Nauru, Nepal, Neuseeland, Niederlande, Niger,
Norwegen, Österreich, Panama, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Phil-
ippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Russische Födera-
tion, Salomonen, Sambia, Samoa, San Marino, Schweden, Schweiz, Se-
negal, Serbien, Sierra Leone, Singapur, Slowakei, Slowenien, Spanien,
St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Suriname, Swasi-
land, Thailand, Timor-Leste, Trinidad und Tobago, Tschechische Repu-
blik, Türkei, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Vereinigte Republik Tansania,
Vereintes Königreich Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten
von Amerika und Zypern.

131 Siehe Resolution 46/36 L.
132 A/61/159 und Corr.1 und 2 und Add.1 und Add.1/Corr.1.




